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1. Im Wege des Anschluß Verfahrens können alle An­
s p r ü c h e  verfolgt werden, die aus unerlaubter Hand­
lung (§§ 823 ff. BGB) hergeleitet werden und für die die 
zur Aburteilung stehende Handlung ursächlich war. So 
kann z. B. bei einer strafrechtlichen Verurteilung wegen 
fahrlässiger Körperverletzung die Verurteilung zum 
Ersatz des Schadens verlangt werden, der durch eine 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der fahrlässigen 
Körperverletzung begangene Sachbeschädigung verur­
sacht worden ist.

2. Eine A u f r e c h n u n g  mit Ansprüchen des An­
geklagten gegen den Geschädigten ist unzulässig. Han­
delt es sich um vorsätzliche Straftaten, so ist die Auf­
rechnung kraft Gesetzes ausgeschlossen (§ 393 BGB). 
Handelt es sich um fahrlässige Straftaten, so bleibt es 
dem Angeklagten unbenommen, seinen Anspruch in 
einer Zivilklage gegen den Geschädigten selbständig 
geltend zu machen. Die Erörterung eines vom Straf­
verfahren völlig unabhängigen Anspruchs verbietet 
sich im Strafverfahren, weil sie dazu führen würde, 
den Strafprozeß mit der für den Ausgang des Straf­
verfahrens völlig unwesentlichen Entscheidung über 
einen zivilrechtlichen Anspruch zu belasten. 3

3. Die Frage des m i t w i r k e n d e n  V e r s c h u l ­
d e n s  des Verletzten (§ 254 BGB) ist grundsätzlich im 
Strafverfahren zu entscheiden. Die Entscheidung hier­
über ist für den Umfang des strafrechtlichen Verschul­
dens, also für die rechtliche Beurteilung bzw. für die 
Strafhöhe, von wesentlicher Bedeutung. Dieser Grund­
satz ist im Urteil des Obersten Gerichts vom 13. Dezem­
ber 1956 — 2 Uz 24/56 — ausgesprochen. Stellt das Straf-


